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Internet: http://www.iab.de Die quantitative Steuerung des Arbeitsangebots als Instrument 
der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
Die Bundesrepublik Deutschland, Österreich und die Schweiz im internationalen Vergleich 
Gaby von Rhein-Kress, Heidelberg* 
Der Artikel beschäftigt sich mit der Frage, wie es die Schweiz, Österreich und die Bundesrepublik während der 
ökonomischen Krisenperiode von 1973 bis 1983 schafften, trotz ihrer Orientierung auf Preisstabilität die Arbeitslosenquote 
niedrig bzw. – wie im Falle der Bundesrepublik – relativ niedrig zu halten. Ausgehend von der Beobachtung, daß die 
Nachfrageseite des Arbeitsmarktes keinen Ansatzpunkt für eine Erklärung des arbeitsmarktpolitischen Erfolges der 
deutschsprachigen Länder bietet, wird die Entwicklung des Arbeitsangebots auf ihre Erklärungskraft hin untersucht. 
Anhand von vergleichenden Analysen der Entwicklung der Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung in der OECD wird gezeigt, 
(1) daß die Bundesrepublik, die Schweiz und Österreich in den siebziger und frühen achtziger Jahren einen im internationa-
len Vergleich auffälligen Rückgang des Arbeitsangebots erlebten; (2) daß dieser Rückgang des Arbeitsangebots von den 
Bevölkerungsgruppen getragen wurde, die eine „gesellschaftlich anerkannte Alternative zur Beteiligung am Erwerbsleben 
besitzen“, d. h. von den Jugendlichen, den älteren Arbeitnehmern, den Frauen und den Ausländern; (3) daß der verstärkte 
Rückzug der „Alternativrollenbesitzer“ aus dem Arbeitsmarkt bzw. ihre auffällige Enthaltsamkeit bezüglich der Beteiligung 
am Erwerbsleben in nicht unerheblichem Maße das Ergebnis politischer Steuerung war; und (4) daß er den Arbeitsmarkt 
deutlich entlastet hat. Ohne den Rückgang des Arbeitsangebots, so wird am Ende geschätzt, wäre die Arbeitslosenquote in 
der Schweiz, in Österreich und in der Bundesrepublik in den siebziger und frühen achtziger Jahren um vier bis fünf 
Prozentpunkte höher gewesen. 
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4.1 Jugendliche 





*    Gaby von Rhein-Kress, M. A., ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Institut für Politische Wissenschaften der Universität Heidelberg. Der 
Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung der Autorin. Ich danke 
Prof. Manfred G. Schmidt für seine hilfreichen Anregungen und 
Kommentare zu diesem Beitrag. 
1  Wenn im folgenden von Arbeitsmarktpolitik die Rede ist, geht es immer 
um „Arbeitsmarktpolitik im weiteren Sinne“. Diese umfaßt sowohl die 
„selektive – nach Gruppen, Sachbezügen, Raum und Zeit gezielte - 
Arbeitsmarktförderungspolitik (als auch) die globale – also nicht-gezielte 
- mittelbare und unmittelbare politische Steuerung des Arbeitsangebots 
und der Arbeitsnachfrage. Die Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne 
hingegen bezeichnet die gezielte (selektive) Arbeitsmarktförderung - 
insbesondere im Sinne der durch das Arbeitsförderungsgesetz bereitge-
stellten Maßnahmen und Ziele“ (Schmidt 1991, S. 224). 
2  Die Charakterisierung der Jahre 1973 bis 1983 als tiefe ökonomische 
Krise basiert auf OECD-Statistiken zur Entwicklung des Wirtschafts-
wachstums und der Beschäftigung in den OECD-Ländern. Gemessen an 
der Entwicklung beider Indikatoren im OECD-Durchschnitt läßt sich der 
Zeitraum von 1973 bis 1989 in zwei Perioden einteilen: die Periode der 
tiefen ökonomischen Krise (1973-1983) und die Periode der langsamen, 
aber stetigen Erholung der Wirtschaft (1984 bis 1989) (vgl.  OECD 
1991a). 
3  Die Analyse konzentriert sich auf die 18 OECD-Länder, die während des 
Untersuchungszeitraums    demokratisch    regierte,    marktwirtschaftlich 
organisierte Gesellschaften waren und für die vergleichbare Daten ver-
fügbar sind. Dies sind: Australien, Belgien, die Bundesrepublik Deutsch-
land, Dänemark, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, 
Japan, Kanada, Neuseeland, die Niederlande, Norwegen, Österreich, 
Schweden, die Schweiz und die USA. 
 
5 Konsequenzen der Arbeitsangebotsentwicklung in der 
Bundesrepublik    Deutschland,    Österreich    und    der 
Schweiz für das Niveau der registrierten Arbeitslosigkeit 
6 Schlußfolgerungen 
7 Literaturverzeichnis 
l   Einleitung und Fragestellung 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik
1 hat vor allem ein 
Ziel. Sie soll „unerwünschte konjunkturelle und struktu-
relle gesamtwirtschaftliche Ungleichgewichte (z. B. 
Arbeitslosigkeit) verringern, beseitigen oder schon im Vor-
feld verhindern“ (Schmidt 1992). Da das Auftreten gesamt-
wirtschaftlicher Ungleichgewichte wie Arbeitslosigkeit 
prinzipiell von zwei Größen abhängt – der Nachfrage nach 
Arbeit und dem Angebot an Arbeit -, gibt es zwei Ansatz-
punkte für beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen: die Arbeitsnachfrage und das Arbeitsange-
bot. Letzteres steht im Zentrum dieses Aufsatzes. Sein Ziel 
ist es zu zeigen, 
(a)  daß es in der tiefen ökonomischen Krisenperiode von 
1973 bis 1983
2 hinsichtlich der Entwicklung des Arbeits-
kräfteangebots   auffällige   Unterschiede   zwischen   den 
OECD-Ländern
3 gab, 
(b)  daß diese Unterschiede zu einem nicht unerheblichen 
Teil das Ergebnis politischer Steuerung waren und 
(c)  daß sie einen enormen Einfluß auf das Ausmaß der 
Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt – insbesondere 
die Höhe der registrierten Arbeitslosigkeit – hatten. 
Ausgangspunkt der Analyse ist die Beobachtung, daß es 
zwischen 1973 und 1983 innerhalb der OECD eine Gruppe 
von Ländern gab, die sich durch eine eigentümliche Beson-
derheit auszeichnete: die Bundesrepublik Deutschland, 
Österreich und die Schweiz. Alle drei sind für langfristige 
Preisstabilität bekannt und besaßen auch unter den schwie- 
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rigen ökonomischen Bedingungen der siebziger und frühen 
achtziger Jahre extrem niedrige Inflationsraten (Tabelle 1). 
Entgegen dem die wirtschaftswissenschaftliche Theorie 
lange dominierenden Theorem vom negativen Zusammen-
hang zwischen Vollbeschäftigung und Preisstabilität -d.h. 
der These, daß Preisstabilität nur auf Kosten der Vollbe-
schäftigung und Vollbeschäftigung nur auf Kosten der 
Preisstabilität zu verwirklichen ist
4 -, gehörten die deutsch-
sprachigen Länder in den siebziger und frühen achtziger 
Jahren auch hinsichtlich der Entwicklung auf dem Arbeits- 
 
4 Zum Zusammenhang zwischen Vollbeschäftigung und Preisstabilität 
bzw. Arbeitslosigkeit und Inflation siehe Kromphardt 1987 und Roth-
schild 1988, S. 96 ff. 
markt zu den erfolgreichsten bzw. relativ erfolgreichen 
Nationen: Im Durchschnitt der Jahre 1973 bis 1983 besaßen 
die Schweiz und Österreich mit die niedrigsten Arbeitslo-
senquoten innerhalb der OECD, die bundesdeutsche 
Arbeitslosenquote lag unter dem OECD-Durchschnitt 
(Tabelle 1). 
Im folgenden geht es um die Frage, warum die erfolgreiche 
Preisstabilitätspolitik der deutschsprachigen Länder zwi-
schen 1973 und 1983 in der Schweiz und in Österreich fast 
spurlos am Arbeitsmarkt vorüberging und in der Bundesre-
publik den Arbeitsmarkt zumindest nicht auffallend stark 
belastete, d. h. wie es die deutschsprachigen Länder unter 
den schwierigen Bedingungen der tiefen ökonomischen 
Krise schafften, neben der Inflationsrate auch die Arbeits-
losenquote niedrig bzw. relativ niedrig zu halten. 
Betrachtet man die Entwicklung der Arbeitsmarktseite, die 
normalerweise im Zentrum wissenschaftlicher Analysen 
zum Thema Vollbeschäftigung und Arbeitslosigkeit steht -
die Arbeitsnachfrage – (Tabelle 2), zeigt sich schnell, daß 
diese Arbeitsmarktseite keinen Ansatzpunkt für die Erklä-
rung des arbeitsmarktpolitischen Erfolgs der deutschspra-
chigen Länder bietet. Die Bundesrepublik, Österreich und 
die Schweiz fallen zwischen 1973 und 1983 nämlich weder 
durch eine auffallend gute noch durch eine relativ gute 
Entwicklung der Nachfrage nach Arbeitskräften auf. Ganz 
im Gegenteil: sie gehörten zu den Ländern, die die insge-
samt ungünstigste Entwicklung der Arbeitsnachfrage, d.h. 
eine stagnierende bzw. rückläufige Beschäftigung verkraf-
ten mußten. 
Die Ursachen für die niedrige bzw. relativ niedrige 
Arbeitslosigkeit in der Schweiz, Österreich und der Bun-
desrepublik müssen folglich auf der Angebotsseite des 
Arbeitsmarktes liegen. Hier, bei der Entwicklung des 
Arbeitsangebots müssen in den deutschsprachigen Ländern 
Dinge passiert sein, die in besonderer Weise arbeitsmarkt-
entlastend wirkten. 
Wie entwickelte sich also das Arbeitsangebot in der Bun-
desrepublik Deutschland, Österreich und der Schweiz im 
Vergleich zu den anderen OECD-Ländern? Wurde die 
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Arbeitsmarktgeschehens, d. h. zur Reduzierung von 
Arbeitsmarktungleichgewichten genutzt? Und wenn ja: 
warum verfolgte man bzw. konnte man in den deutschspra-
chigen Ländern eine Strategie der Arbeitsangebotsregulie-
rung verfolgen und, in welchem Ausmaß reduzierte man 
damit das Niveau der offenen Arbeitslosigkeit? 
2   Theoretischer Bezugsrahmen und Forschungsdesign 
Die folgende Analyse steht in der Tradition der neueren 
politikwissenschaftlichen Arbeitsmarktforschung
5 und folgt 
einem um sozio-kulturelle Faktoren erweiterten politisch-
institutionellen Ansatz. Im Gegensatz zu ökonomischen 
Erklärungsmodellen von Vollbeschäftigung und Arbeitslo-
sigkeit
6 werden also vor allem politische, politisch-institu-
tionelle und sozio-kulturelle Größen als erklärende Varia-
blen herangezogen. Dies bedeutet nicht, daß die Analyse 
die Bedeutung ökonomischer Größen für das Arbeitsange-
bot oder das Arbeitsmarktgeschehen insgesamt leugnet -
die sich verschlechternde ökonomische Lage nach 1973 
wird einer ihrer Erklärungsfaktoren sein -, es heißt viel-
mehr, daß sie von der Relevanz der in der ökonomischen 
Theorie vernachlässigten sozio-kulturellen und politisch-
institutionellen Bedingungen für die Entwicklung des 
Arbeitsangebots ausgeht und versucht diese nachzu-
weisen
7. 
Dies geschieht, indem zunächst die These von der in beson-
derer Weise arbeitsmarktentlastenden Entwicklung des 
Arbeitsangebots in den deutschsprachigen Ländern über-
prüft wird, also die Entwicklung des Arbeitsangebots in 
den deutschsprachigen Ländern mit der in den anderen 
OECD-Ländern verglichen wird. Der anschließende 
Hauptteil des Aufsatzes ist der Erklärung der Entwicklung 
des Arbeitsangebots in den deutschsprachigen Ländern 
gewidmet. Er besteht aus vier Abschnitten, von denen 
jeweils einer die Entwicklung des Arbeitsangebots der 
Jugendlichen, der älteren Arbeitnehmer, der Ausländer 
und der Frauen international vergleichend analysiert
8 und 
in deren Anschluß die Frage nach dem Ausmaß und den 
Erfolgsbedingungen der politischen Regulierung des 
Arbeitsangebots in den deutschsprachigen Ländern beant- 
 
5 Diese ist vor allem mit den Namen Fritz Scharpf, Günther Schmid und 
Manfred G. Schmidt verbunden (siehe Literaturverzeichnis). 
6  Überblicksartige Zusammenfassungen finden sich bei Lindbeck/Snower 
1985, Rothschild 1988 und Sesselmeier/Blauermel 1990. 
7  Nicht alle ökonomischen Erklärungsmodelle von Vollbeschäftigung und 
Arbeitslosigkeit vernachlässigen politische  und politisch-institutionelle 
Faktoren. Das zeigt z. B. die enorm breit angelegte Analyse von Layard/ 
Nickel/-Jackman (1991). 
8  Diese getrennte Betrachtung einzelner Subgruppen des Arbeitsangebots 
ist zum einen notwendig, da das Arbeitsangebot innerhalb einer Gesell-
schaft je nach Alter, Geschlecht und Nationalität (bzw. der Zugehörigkeit 
bzw. Nicht-Zugehörigkeit zur inländischen Bevölkerung) der Gesell-
schaftsmitglieder variiert und durch jeweils eigene Einflußfaktoren deter-
miniert wird (vgl. Cornetz 1986; Sorrentino 1983; Schettkat 1987a); zum 
anderen ist sie sinnvoll, da sie die Komplexität des Untersuchungsgegen-
standes reduziert. 
9  Die Erwerbsquote mißt nicht das in einer Volkswirtschaft insgesamt 
angebotete Arbeitsvolumen, da sie den Faktor Arbeitszeit außer acht 
läßt. Sie mißt vielmehr das Ausmaß der Integration der Bevölkerung in 
den Arbeitsmarkt, da sie die relative Zahl der Personen erfaßt, die ihre 
Arbeitskraft anbieten (vgl. Schettkat 1987b). 
10  Dies trifft vor allem für den Abschnitt über die ausländischen Arbeitneh-
mer zu, wo es nur zur Zahl der beschäftigten Ausländer international 
vergleichende Daten gibt. 
11  „r“ ist die allgemein übliche Bezeichnung für den 
Korrelationskoeffizienten von Pearson. Dieser kann Werte zwischen - l 
(= perfekter negativer Zusammenhang) und + l (= perfekter positiver 
Zusammenhang) annehmen. 
wortet wird. Abschließend geht es dann um die Frage, 
welche Auswirkungen die Entwicklung des Arbeitsange-
bots in den deutschsprachigen Ländern nach 1973 auf das 
Niveau ihrer Arbeitslosenquote am Ende des Untersu-
chungszeitraums hatte. 
Als Indikator für das Arbeitsangebot wird vor allem die 
Erwerbsquote – d. h. der Anteil der Erwerbspersonen 
(Erwerbstätige + bei den Arbeitsämtern gemeldete Ar-
beitslose) an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
(15-64 Jahre) bzw. der Anteil der Erwerbspersonen einer 
bestimmten Alters- oder Sozialgruppe an der Gesamtheit 
dieser Gruppe – verwendet
9. In den Fällen, in denen 
Restriktionen des Datenmaterials die Verwendung der 
Erwerbsquote unmöglich machen, wird auf die Zahl der 
Erwerbspersonen bzw. der Beschäftigten zurückge-
griffen
10. 
Die Untersuchungsperiode (1973 bis 1983) ist durch den 
Ausgangspunkt der Analyse – die Tatsache, daß die 
deutschsprachigen Länder in dieser Zeit trotz ihrer Orien-
tierung auf Preisstabilität und trotz einer ausgesprochen 
ungünstigen Entwicklung der Arbeitsnachfrage eine auffal-
lend niedrige bzw. relativ niedrige durchschnittliche 
Arbeitslosenquote aufweisen – vorgegeben. Sie ist jedoch 
auch aufgrund einer der grundsätzlichen Annahmen dieser 
Studie – nämlich der, daß politische, politisch-institutio-
nelle und sozio-kulturelle Faktoren eine wichtige Rolle für 
das Niveau und die Entwicklung des Arbeitsangebots und 
damit für das Ausmaß von Ungleichgewichten auf dem 
Arbeitsmarkt spielen – sinnvoll. Wenn diese Annahme –
die ja nichts anderes heißt, als daß politische, soziale und 
kulturelle Faktoren das Arbeitsangebot steuern – zutrifft, 
dann müßte sich dies in der tiefen ökonomischen Krisenpe-
riode zwischen 1973 und 1983 in besonderem Ausmaß 
zeigen. Denn gerade in ökonomischen Krisenphasen wird 
ein steuerndes Eingreifen in den Arbeitsmarkt verlangt, 
um das Ausmaß, in der die Erschütterungen der Ökonomie 
zu Arbeitsmarktkrisen führen, zu reduzieren. 
3 Entwicklung des Arbeitsangebots in der OECD zwi-
schen 1973 und 1983 
Die Entwicklung des Arbeitsangebots der OECD-Länder 
zwischen 1973 und 1983 läßt sich besonders gut verglei-
chen, wenn man die Erwerbsquote der einzelnen Länder in 
ihre Bestandteile – die Zahl der Erwerbspersonen und den 
Umfang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15-64 
Jahre) – zerlegt und die Veränderungen beider Größen 
zueinander in Beziehung setzt. In Schaubild l ist dies 
geschehen. Auf der x-Achse sind die durchschnittlichen 
Wachstumsraten der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
– und damit die Veränderungen des „potentiellen Arbeits-
angebots“ – abgetragen, auf der y-Achse die durchschnittli-
chen Wachstumsraten der Zahl der Erwerbspersonen – und 
damit die Veränderungen des „tatsächlichen Arbeitsange-
bots“. 
Zwei Dinge lassen sich aus dem Schaubild ablesen: 
1. Wie zu erwarten, gibt es während des Untersuchungs-
zeitraums eine positive Korrelation zwischen dem Wachs-
tum des potentiellen Arbeitsangebots und dem Wachstum 
des tatsächlichen Arbeitsangebots (r = .75)
11: Je größer die 
Zunahme der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, desto 
größer die Zunahme der Zahl derer, die ihre Arbeitskraft 
auf dem Arbeitsmarkt anbieten. 
  
346  MittAB 3/92   
2,5
  
2. Hinsichtlich der Entwicklung des tatsächlichen Arbeits-
angebots im Verhältnis zur Entwicklung des potentiellen 
Arbeitsangebots gibt es auffällige Unterschiede zwischen 
den Ländern bzw. einzelnen Länder-Gruppen: Während 
die skandinavischen Länder durchweg oberhalb der Trend-
linie liegen, also einen im Verhältnis zur Bevölkerungsent-
wicklung zu starken Anstieg der Erwerbspersonenzahl auf-
weisen, liegen die deutschsprachigen Länder durchweg 
unterhalb der Trendlinie, haben also einen im Verhältnis 
zur Bevölkerungsentwicklung zu geringen Anstieg der 
Erwerbspersonenzahl. Die anglo-amerikanischen Länder 
liegen – mit Ausnahme Großbritanniens – alle im rechten 
oberen Teil des Schaubildes, sind also durch ein starkes 
Bevölkerungswachstum und einen starken Anstieg der 
Zahl der Erwerbspersonen gekennzeichnet; allerdings lie-
gen die USA und Kanada deutlich über der Trendlinie, 
Neuseeland und Australien in der Nähe der Trendlinie und 
Irland deutlich unter der Trendlinie. 
Für die jeweiligen Veränderungen der Erwerbsquote 
bedeuten diese Ergebnisse – und die Statistiken der OECD 
bestätigen dies – folgendes: Die skandinavischen Länder, 
die USA und Kanada weisen einen deutlichen Anstieg der 
Erwerbsquote auf – er liegt zwischen 4.7 und 7.8 Prozent-
punkten; die deutschsprachigen Länder erleben einen 
Rückgang – in der Schweiz nimmt die Quote um 5.7 
Prozentpunkte ab, in der Bundesrepublik um 3.7 Prozent-
punkte und in Österreich um 0.6 Prozentpunkte. Die übri-
gen Länder zeigen mittlere Veränderungen (vgl. OECD 
1989a). 
Die deutschsprachigen Länder zeichnen sich also tatsäch-
lich durch eine im internationalen Vergleich auffällig 
arbeitsmarktentlastende Entwicklung des Arbeitsangebots 
aus. Während die skandinavischen Länder, die USA und 
Kanada einen deutlichen Anstieg des Arbeitsangebots 
erlebten, weisen sie einen – wenn auch mehr oder weniger 
deutlichen – Rückgang auf. 
4 Verursacher und Determinanten der Arbeitsangebots-
entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz 
Bei der Suche nach den Verursachern und Bestimmungs-
faktoren des auffälligen Rückgangs des Arbeitsangebots in 
den deutschsprachigen Ländern setzt man Sinnvollerweise 
bei den Bevölkerungsgruppen an, für die die Beteiligung 
am Erwerbsleben nicht unbedingt der Normalfall ist, son-
dern denen aufgrund ihres Alters, ihres Geschlechts 
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Erwerbsleben – „Existenzformen außerhalb des Arbeits-
marktes“ (Offe/Hinrichs 1977, S. 35) – zur Verfügung ste-
hen. Dies trifft vor allem für Jugendliche, ältere Arbeitneh-
mer, Ausländer und Frauen zu. Sie können prinzipiell 
immer zwischen der Teilnahme am Erwerbsleben und der 
ihnen eigenen Alternative zum Erwerbsleben – dem Ver-
bleib im Bildungssektor, dem Übertritt in die Pension, dem 
Hineinschlüpfen in die Hausfrauenrolle und der Rückkehr 
ins Heimatland – wählen und kommen daher eher als 
andere als Verursacher von Variationen des Arbeitsange-
bots in Betracht. 
4.1 Jugendliche 
Schaut man sich zunächst die Entwicklung der Erwerbsbe-
teiligung der Jugendlichen (15 bis 24 Jahre) im OECD-
Vergleich an
12, erkennt man hinsichtlich der deutschspra-
chigen Länder zweierlei: 
1.  Sie gehören zur Gruppe der Länder, die im Untersu-
chungszeitraum einen  Rückgang der Erwerbsbeteiligung 
der Jugendlichen erlebten; und 
2.  sie erlebten einen deutlichen Rückgang der Erwerbsbe-
teiligung    der   Jugendlichen:    In    der    Bundesrepublik 
Deutschland nahm die Jugend-Erwerbsquote mehr ab als 
in jedem anderen Land; in Österreich und in der Schweiz 
sank sie am viert- bzw. fünftstärksten (Tabelle 3). Die 
Jugendlichen sind also offensichtlich für den Rückgang des 
Arbeitsangebots in den deutschsprachigen Ländern mitver-
antwortlich. Doch was veranlaßte sie, ihre Beteiligung am 
Erwerbsleben einzuschränken, während ihre Altersgenos-
sen in anderen Ländern diese ausdehnten? 
Folgt man der bisherigen Forschung, so gibt es zwei 
Ansätze zur Beantwortung dieser Frage. Der erste geht 
von einer direkten Beziehung zwischen der Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt und der Entwicklung der Erwerbs-
beteiligung der Jugendlichen aus und mündet in der These: 
Je mehr sich die Arbeitsmarktlage insgesamt und speziell 
für Jugendliche in ökonomischen Krisenzeiten verschlech-
tert, desto später bieten Jugendliche ihre Arbeitskraft auf 
dem Arbeitsmarkt an und desto niedriger ist folglich ihre 
Erwerbsquote (vgl. Blien/Tessaring 1989; OECD 1983, 
S. 19). 
Ein Blick auf die entsprechenden Daten (Tabelle 3) zeigt, 
daß diese These keinen Beitrag zur Erklärung des Rück-
gangs der Erwerbsbeteiligung der Jugendlichen in den 
deutschsprachigen Ländern leistet. Sollte sie dies tun, dann 
hätten sich in der Bundesrepublik Deutschland, in Öster-
reich und in der Schweiz – und auch in den anderen 
Ländern, die einen Rückgang der Erwerbsquote der 
Jugendlichen erlebten – die Arbeitsmarktbedingungen ins-
gesamt und speziell für Jugendliche in einem im internatio-
nalen Vergleich auffälligen Ausmaß verschlechtern müs-
sen. Doch weder war dies der Fall, noch gab es zwischen 
1973 und 1983 überhaupt eine Beziehung zwischen der 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und der Erwerbsbetei-
ligung der Jugendlichen: Die aggregierte Arbeitslosen-
quote und die Jugend-Arbeitslosenquote stiegen nicht nur 
in den Ländern, in denen die Erwerbsbeteiligung der 
Jugendlichen sank, sondern auch in denen – und zwar 
teilweise stark (siehe Großbritannien) -, in denen die 
Erwerbsquote der Jugendlichen stieg; und: Die beiden 
Arbeitslosenquoten nahmen nur in zwei von den Ländern, 
die einen Rückgang der Erwerbsbeteiligung der Jugendli-
chen erlebten, auffallend stark zu: in den Niederlanden 
und Irland. In den anderen Ländern, die einen Rückgang 
der Erwerbsquote der Jugendlichen aufwiesen, stieg ent-
weder die Jugend-Arbeitslosigkeit nur in einem mittleren 
 
12 Für Belgien, Dänemark und Neuseeland stehen keine vergleichbaren 
Daten zur Verfügung. 
  
 
JEQ = Jugend-Erwerbsquote; DJEQ = Veränderung der Jugend-Erwerbsquote; DALQ = Veränderung der aggregierten Arbeitslosenquote; JALQ = 
Jugend-Arbeitslosenquote (15-24 Jahre); DJALQ = Veränderung der Jugend-Arbeitslosenquote; STUD = Zahl der Studenten pro 100000 Einwohner; 
DSTUD = Veränderung der Zahl der Studenten pro 100000 Einwohner; (%) = in Prozent; (% PDi) = Prozentpunkt-Differenz. 
1 = 1975; 
2 = EQ 1970 und 1980 (berechnet nach: Bundesamt für Statistik 1985/United Nations: Demographic Yearbooks; 
3 = vgl. OECD 1989a; 
4 = 
berechnet anhand von Daten des BIGA; 
Quellen: OECD 1989a, Biffl 1988, Bundesamt für Statistik 1985, United Nations: Demographic Yearbooks, Bundesministerium für soziale Verwaltung 1984, 
Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit (BIGA), UNESCO: Statistical Yearbooks 
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die Arbeitsmarktlage verschlechterte sich sowohl insge-
samt als auch für Jugendliche kaum – wie in Japan, Öster-
reich und der Schweiz
13. 
Der zweite Erklärungsansatz für den Rückgang der 
Erwerbsbeteiligung der Jugendlichen in den deutschspra-
chigen Ländern konzentriert sich auf die oben bereits 
genannte Alternative, die Jugendliche zum Erwerbsleben 
haben: den Verbleib im Bildungssektor. Nicht nur theore-
tisch orientierte Arbeitsmarktstudien (z. B. Offe 1975), 
auch zahlreiche empirische Analysen (z. B. Blien/Tessa-
ring 1989; Franz/König, 1986; OECD, 1983) lassen den 
Schluß zu, daß es eine direkte Beziehung zwischen der 
Entwicklung der Erwerbsbeteiligung der Jugendlichen und 
der Entwicklung ihrer Bildungsbeteiligung gibt: Je größer 
die Zunahme der Bildungsbeteiligung, desto größer der 
Rückgang der Erwerbsbeteiligung und umgekehrt. Der 
deutliche Rückgang der Erwerbsquote der Jugendlichen in 
den deutschsprachigen Ländern könnte also auch mit 
einem besonders starken Anstieg der Bildungsbeteiligung 
zusammenhängen. Und er tut es. Gemessen am Anteil der 
Studenten an der Bevölkerung weisen die deutschsprachi-
gen Länder in den siebziger und frühen achtziger Jahren 
den absolut größten Anstieg der Bildungsbeteiligung in der 
OECD auf (Tabelle 3)
14: In der Bundesrepublik und in 
Österreich stieg die Zahl der Studenten im Verhältnis zur 
Bevölkerung um mehr als das Doppelte als im Durch-
schnitt der OECD-Länder insgesamt; in der Schweiz stieg 
sie zwar deutlich weniger, aber immer noch mehr als in 
allen anderen OECD-Ländern
15. 
Warum dem so war, läßt sich – zumindest zum Teil –
anhand eines gewissen „Nachholbedarfs“ der deutschspra-
chigen Länder hinsichtlich des Ausmaßes der Bildungsbe-
teiligung erklären. Anfang der siebziger Jahre besaßen die 
Bundesrepublik Deutschland, Österreich und die Schweiz 
die geringste Zahl an Studenten im Verhältnis zur Bevölke-
rung in der gesamten OECD (Tabelle 3). Der eigentliche 
Hintergrund der starken Zunahme der Bildungsbeteiligung 
in den deutschsprachigen Ländern liegt jedoch weiter 
zurück. Es ist die „Bildungsmobilisierung“ der sechziger 
Jahre, d. h. eine politische Reaktion auf das anhaltende 
Wirtschaftswachstum (und die damit steigende Nachfrage 
nach qualifizierten Arbeitskräften), die zunehmende 
Angleichung der Lebensverhältnisse und die zunehmende 
Thematisierung der nach wie vor bestehenden Ungleich- 
 
13  Für die Fälle Österreich und Schweiz läßt die Datenlage zwar keine 
genauen Aussagen zur Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit zu, doch 
läßt sich aufgrund der sich insgesamt auffallend wenig verschlechternden 
Arbeitsmarktlage vermuten, daß auch das Arbeitslosigkeitsrisiko der 
Jugendlichen relativ gering war. 
14  Da die entsprechenden Daten für die Jahre 1973 und 1983 nicht vorlie-
gen, wurden hier die Daten für die Jahre 1970 und 1985 verwendet. 
15  Für die OECD insgesamt läßt sich – gemessen am hier verwendeten 
Indikator – kein Zusammenhang zwischen der Entwicklung der Erwerbs-
beteiligung und der Entwicklung der Bildungsbeteiligung nachweisen. 
Der Anteil der Studenten an der Bevölkerung stieg zwischen 1970 und 
1985 nämlich nicht nur in den Ländern, in denen die Erwerbsquote der 
Jugendlichen nach 1973 sank, sondern auch in denen, in denen die 
Erwerbsquote der Jugendlichen nach 1973 stieg. Zumindest im Falle der 
USA hängt dieser parallele Anstieg von Bildungs- und Erwerbsbeteili-
gung damit zusammen, daß die Jugendlichen, die neben ihrer Ausbildung 
erwerbstätig sind, als Erwerbspersonen gezählt werden (vgl.  OECD 
1983; S. 18). 
16  Der Ausdruck „Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeitnehmer“ ist als 
Bezeichnung für das Ausmaß der Integration der 55- bis 64jährigen ins 
Erwerbsleben insofern unscharf, als ein „Arbeitnehmer“ immer erwerbs-
tätig und damit am Erwerbsleben beteiligt ist. Er ist jedoch in der 
Forschungsliteratur gebräuchlich, weshalb er im folgenden dem exakte-
ren Ausdruck „Erwerbsbeteiligung der 55- bis 64jährigen“ vorgezogen 
wird. 
heit innerhalb der Gesellschaft in der damaligen Zeit 
(Schneider 1983, S. 68). Diese Bildungsmobilisierung, die 
sich in einer beträchtlichen Expansion der staatlichen Bil-
dungsausgaben äußerte (vgl. OECD 1985c), war zwar 
keine Besonderheit der deutschsprachigen Länder, sie hat 
aber – wie die langfristigen Daten zeigen – den zunehmen-
den Anstieg der Bildungsbeteiligung, den die Mehrzahl der 
OECD-Länder verstärkt in den sechziger Jahren und die 
deutschsprachigen Länder verstärkt in den siebziger und 
frühen achtziger Jahren erlebten, erst ausgelöst (vgl. 
UNESCO, 1969, 1976, 1981). 
4.2 Ältere Arbeitnehmer 
Die Erwerbsquote der älteren Arbeitnehmer (55 bis 64 
Jahre)
16 – die Analyse konzentriert sich auf die unter 
Erwerbsbeteiligungsgesichtspunkten wichtigere Gruppe 
der männlichen Bevölkerung – entwickelte sich in den 
deutschsprachigen Ländern nicht auffallend anders als in 
der OECD insgesamt: Sie ging zurück, aber nicht auffal-
lend stark. In der Bundesrepublik Deutschland sank sie 
deutlich, aber weniger als in den Niederlanden, Australien, 
Frankreich, Großbritannien und Finnland; in Österreich 
nahm sie im Ausmaß des OECD-Durchschnitts ab; und in 
der Schweiz verminderte sie sich – läßt man die auf Restrik-
tionen des Datenmaterials zurückgehende eingeschränkte 
Vergleichbarkeit der Schweiz mit den übrigen Ländern 
einmal außer acht – auffallend wenig (Tabelle 4). Die 55-
bis 64jährigen reduzierten ihr Arbeitsangebot in den 
deutschsprachigen Ländern also nicht mehr als in anderen 
Ländern, aber sie reduzierten es (und trugen damit zum 
Rückgang des gesamten Arbeitsangebots bei), und dies 
verlangt nach einer Erklärung. 
Folgt man den Analysen von Esping-Andersen und Sonn-
berger (1989, 1990), dann gibt es zwei Dinge, die die 
Erwerbsbeteiligung ältererer Arbeitnehmer reduzieren 
können: sich verschlechternde Arbeitsmarktbedingungen 
und politische Maßnahmen zur Erleichterung des Über-
tritts in die Pension. Erstere wirken über sog. „push-
Effekte“, d. h. sie führen zur Verdrängung älterer Arbeit-
nehmer aus dem Arbeitsmarkt, letztere besitzen sog. „pull-
Effekte“, d. h. sie veranlassen ältere Arbeitnehmer, den 
Arbeitsmarkt früher als normal zu verlassen, sie ziehen sie 
also quasi aus dem Erwerbsleben heraus (Esping-Ander-
sen/Sonnberger, 1989). 
Beide Effekte, so läßt sich zeigen, spielten in der Zeit von 
1973 bis 1983 in der OECD eine wichtige Rolle. Betrachtet 
man die Entwicklung der aggregierten Arbeitslosenquote 
und der Arbeitslosenquote der älteren Arbeitnehmer 
(Tabelle 4), stellt man zunächst fest, daß es eine eindeutige 
Beziehung zwischen der Stärke der existierenden „push-
Effekte“ und dem Ausmaß des Rückgangs der Erwerbs-
quote der älteren Arbeitnehmer gibt: Die Länder, die den 
stärksten Rückgang der Erwerbsquote der älteren Arbeit-
nehmer zu verzeichnen haben, sind – abgesehen von Finn-
land – gleichzeitig diejenigen mit einem starken Anstieg 
der aggregierten Arbeitslosenquote und dem stärksten 
Anstieg der Arbeitslosenquote der älteren Arbeitnehmer; 
und die meisten der Länder, die den geringsten Rückgang 
der Erwerbsquote der älteren Arbeitnehmer erlebten, sind 
gleichzeitig diejenigen mit dem geringsten Anstieg der 
aggregierten Arbeitslosenquote und der Arbeitslosenquote 
der älteren Arbeitnehmer. Ausgerechnet eines der 
deutschsprachigen Länder – Österreich – paßt jedoch nicht 
in dieses Bild. Hier nimmt die Erwerbsquote der 55- bis 64-
jährigen gemessen an der Stärke der existierenden „push- 
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ÄEQ = Erwerbsquote der älteren Arbeitnehmer; DÄEQ = Veränderung der Erwerbsquote der älteren Arbeitnehmer; DALQ = Veränderung der 
aggregierten Arbeitslosenquote; ÄALQ = Arbeitslosenquote der 55- bis 64jährigen; DÄALQ = Veränderung der Arbeitslosenquote der 55- bis 64jährigen; 
(%) = in Prozent; (% PDI) = Prozentpunkt-Differenz. 
1 = 1: stärkster Rückgang der Erwerbsquote, 14: schwächster Rückgang der Erwerbsquote; 
2 = 1975; 
3 = berechnet nach Biffl 1988, S. 245 ff.; 
4 = EQ 1970 
und 1980; 
5 = 1971; – berechnet anhand von Daten des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und Biffl 1988; 
7 = berechnet anhand von Daten des 
BIGA; 
8 = zur Charakterisierung des kanadischen und irischen Wohlfahrtsstaates als „liberal“ siehe Castles/Mitchell (im Erscheinen) 
Quellen: OECD 1989a und c, Biffl 1988, United Nations: Demographic Yearbooks, Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Bundesamt für Industrie, 
Gewerbe und Arbeit (BIGA), Castles/Mitchell (im Erscheinen) 
Effekte“ zu viel ab. Der Faktor „sich verschlechternde 
Arbeitsmarktbedingungen“ kann den Rückzug der älteren 
Arbeitnehmer aus dem Arbeitsmarkt in Österreich folglich 
nicht erklären. 
Der Faktor „politische Maßnahmen“ – die anhand der 
existierenden Frühverrentungsmöglichkeiten sichtbar wer-
denden „pull-Effekte“ – können dies dafür um so besser. 
Dies zeigt ein Blick hinter die Kulissen, d. h. auf die der 
Verrentungspolitik der OECD-Länder zugrundeliegenden 
Prinzipien der Sozialpolitik bzw. die verschiedenen „Typen 
des Wohlfahrtsstaates“. Aus den Analysen von Esping-
Andersen und Sonnberger und der an sie anknüpfenden 
Forschung (z. B. Schmidt 1988b) läßt sich ableiten, daß 
bestimmte Wohlfahrtsstaatstypen „demographische Instru-
mente“ wie die Frühverrentung eher zur Steuerung des 
Arbeitsmarktes nutzen als andere, daß es also eine Bezie-
hung zwischen dem Ausmaß des Rückgangs der Erwerbs-
quote der älteren Arbeitnehmer und den verschiedenen 
Typen des Wohlfahrtsstaates gibt. Genau dies war zwi-
schen 1973 und 1983 der Fall: Die Länder, die relativ 
geringe Rückgänge der Erwerbsquote der älteren Arbeit-
nehmer erlebten, sind sozialdemokratische bzw. liberale 
Wohlfahrtsstaaten, und die Länder, die relativ starke 
Rückgänge der Erwerbsquote der älteren Arbeitnehmer 
erlebten, sind konservative bzw. radikale
17 Wohlfahrtsstaa-
ten (Tabelle 4). 
Erklären läßt sich dieser Zusammenhang anhand der Cha-
rakteristika der einzelnen Wohlfahrtsstaatstypen (vgl. 
hierzu Schmidt 1988b, S. 158 ff).: So besitzt der sozialde- 
 
17 Den Typus des „radikalen“ Wohlfahrtsstaates identifizierten Castles und 
Mitchell in einer Erweiterung des Modells von Esping-Andersen und 
Sonnberger (Castles/Mitchell, im Erscheinen). Er unterscheidet sich vom 
sozialdemokratischen und konservativen Wohlfahrtsstaat – wie der libe-
rale Wohlfahrtsstaat – durch ein niedriges Niveau der Sozialausgaben und 
vom liberalen Wohlfahrtsstaat durch das Vorhandensein spezieller 
„equalising social policy instruments“ (ebenda). 
mokratische Wohlfahrtsstaat der skandinavischen Länder 
zwar weitgehende Frühverrentungsmöglichkeiten (vgl. 
Heinelt 1991), doch machen die ihm eigene staatliche 
Vollbeschäftigungverpflichtung und die auf dieser Ver-
pflichtung aufbauende umfassende Vollbeschäftigungspoli-
tik ihre Nutzung weitgehend unnötig. Der konservative 
Wohlfahrtsstaat der Bundesrepublik, Frankreichs, der Nie-
derlande und Österreichs besitzt ebenfalls weitgehende 
Frühverrentungsmöglichkeiten (vgl. Heinelt 1991; Interna-
tionale Chronik zur Arbeitsmarktpolitik 1981b; Talos 
1987), und hier führen die eingeschränkte Verantwortung 
des Staates für das Arbeitsmarktgeschehen und die nicht 
zuletzt aus ihr resultierende Verschlechterung der Arbeits-
marktsituation zu ihrer verbreiteten Nutzung. Der liberale 
Wohlfahrtsstaat der USA, der Schweiz, Japans, Kanadas 
und Irlands kennt aufgrund des ihm eigenen Prinzips der 
weitgehenden Enthaltung des Staates hinsichtlich des 
Arbeitsmarktgeschehens weder attraktive Frühverren-
tungsmöglichkeiten (vgl. Bruche/Casey 1982; Casmir 1989, 
S. 354) noch eine wie auch immer geartete staatliche Ver-
pflichtung für das Arbeitsmarktgeschehen, so daß die rück-
läufige Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeitnehmer hier 
vor allem eine Funktion der sich verschlechternden 
Arbeitsmarktlage und/oder des Ausmaßes der regulären 
finanziellen Absicherung beim Austritt aus dem Erwerbsle-
ben ist. Der radikale Wohlfahrtsstaat Australiens, Finn-
lands und Großbritanniens schließlich kennt – zumindest 
im Falle Großbritanniens – ebenfalls keine attraktiven 
Frühverrentungsmaßnahmen (vgl. Esping-Andersen/Sonn-
berger 1989; Internationale Chronik zur Arbeitsmarktpoli-
tik 1981b), doch könnte der relativ starke Rückgang der 
Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeitnehmer hier – neben 
den sich verschlechternden Arbeitsmarktbedingungen –
mit den „equalising social policy instruments“, die diesen 
Wohlfahrtsstaatstypus vom liberalen Wohlfahrtsstaat 
unterscheiden, zusammenhängen. Dies müßte jedoch 
genauer geprüft werden. 
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mer in der Bundesrepublik, Österreich und der Schweiz 
läßt sich also als Funktion der konservativen (Bundesrepu-
blik und Österreich) bzw. liberalen (Schweiz) Ausrichtung 
des Wohlfahrtsstaates bzw. der damit verbundenen Cha-
rakteristika „fehlende Vollbeschäftigungsverpflichtung des 
Staates“ und „umfassende Frühverrentungspolitik“ (Bun-
desrepublik und Österreich) bzw. „fehlende Vollbeschäfti-
gungsverpflichtung des Staates“ und „fehlende Frühverren-
tungspolitik“ (Schweiz) verstehen. 
4.3 Ausländer 
Das Arbeitsangebot der Ausländer entwickelte sich in den 
deutschsprachigen Ländern nach 1973 deutlich anders als 
in anderen Ländern. Während in den Ländern Westeuro-
pas, die neben der Schweiz, der Bundesrepublik Deutsch-
land und Österreich für die Beschäftigung von Ausländern 
bekannt sind – Frankreich, Belgien, Schweden und die 
Niederlande -, die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte 
noch leicht zunahm
18, und in den außereuropäischen Län-
dern – vor allem den USA, Kanada und Australien – der 
Zustrom von Ausländern einen insgesamt steigenden bzw. 
nur leicht rückläufigen Trend aufwies (vgl. OECD 1985a, 
S. 58), nahm das Angebot ausländischer Arbeitskräfte in 
den deutschsprachigen Ländern drastisch ab (vgl. Schau-
bild 2): In der Bundesrepublik verminderte sich die Zahl 
ausländischer Arbeitnehmer bis 1976 um 25,4 Prozent, in 
Österreich um 23,4 Prozent und in der Schweiz – dem 
Land, das Anfang der siebziger Jahre im Verhältnis zum 
Arbeitsangebot insgesamt am meisten ausländische 
Arbeitskräfte beschäftigte
19 – um 22,7 Prozent
20. Die aus-
ländischen Arbeitnehmer wirkten also kräftig am Rück-
gang des Arbeitsangebots in den deutschsprachigen Län-
dern mit. 
 
18  Für den Fall Frankreich sind die vorhandenen Daten äußerst wider-
sprüchlich. Deshalb wurden sie hier nicht aufgenommen. 
19  1973 waren in der Schweiz 27,9 Prozent der Erwerbstätigen Ausländer, 
in 
der Bundesrepublik 9,3 Prozent und in Österreich 7,4 Prozent (OECD 
1985b, S. 40). Die deutschsprachigen Länder besaßen damit den größten 
Anteil ausländischer Arbeitskräfte am Arbeitsangebot in der OECD. 
20  Berechnet anhand verschiedener Statistischer Jahrbücher der Bundesre-
publik, Österreichs und der Schweiz. 
21  Das Instrument der Zuzugsbegrenzung von Ausländern steht den anglo- 
amerikanischen Ländern natürlich ebenso wie den deutschsprachigen zur 
Verfügung. Die jährlich eintreffenden Nachrichten über den Kampf um 
Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen in den USA zeigen, daß es auch 
massiv genutzt wird. 
Warum sie dies taten – so zeigt die Forschungsliteratur -, 
läßt sich politisch bzw. politisch-historisch und politisch-
kulturell erklären: Die Bundesrepublik, Österreich und die 
Schweiz besitzen nämlich ein Konzept der Ausländerbe-
schäftigungspolitik, das es in besonderer Weise ermöglicht, 
die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer den jeweiligen 
konjunkturellen Bedürfnissen anzupassen: das sog. „Gast-
arbeiter-Konzept“ (vgl. Thränhardt 1975, S. 83 f). Ausge-
hend vom Prinzip des „prioritären Schutzes der einheimi-
schen Arbeitskräfte“ (Schmidt 1985, S. 56) zielt dieses 
Konzept auf eine mehr oder weniger kontinuierliche Rota-
tion ausländischer Arbeitskräfte. Arbeits- und Aufent-
haltsgenehmigungen von Ausländern werden zeitlich befri-
stet, der Familiennachzug wird begrenzt und die Möglich-
keiten der Einbürgerung werden gering gehalten (vgl. Bru-
che 1983; Castles 1984; Castles/Kosack 1985; Leitner 1986; 
Therborn 1985; Tichy 1990). 
Dieses Ausländerbeschäftigungskonzept unterscheidet die 
deutschsprachigen Länder deutlich von anderen europäi-
schen Ländern, vor allem aber von den anglo-amerikani-
schen Ländern: Nicht nur die imperialen Bande, die die 
anglo-amerikanischen Länder auszeichnen, auch die lange 
Tradition der USA, Kanadas, Australiens und Neusee-
lands als Immigrations- oder Siedlungsländer haben hier zu 
einer anderen Politik gegenüber Ausländern geführt: Nicht 
Rotation, sondern Integration lautet das Ziel (vgl. Jupp 
1991, S. 31). Das, was ein Großteil ausländischer Arbeit-
nehmer in den deutschsprachigen Ländern in ökonomi-
schen Krisenzeiten sein kann und ist – ein Steuerungspo-
tential -, können Ausländer in den anglo-amerikanischen 
Ländern damit nicht sein, zumindest dann nicht, wenn sie 
bereits im Land sind bzw. aus einem ehemaligen Kolonial-
land kommen und daher einen Sonderstatus besitzen (vgl. 
Castles/Kosack 1985, S. 12 f.)
21. 
Warum aber haben die deutschsprachigen Länder ihre 
Politik gegenüber ausländischen Arbeitnehmern anders 
ausgerichtet als die anglo-amerikanischen Länder und 
andere europäische Länder wie beispielsweise Frankreich 
und die Niederlande? Dafür gibt es vier Gründe: 1. Im 
Gegensatz zu den anglo-amerikanischen Ländern oder 
Frankreich und den Niederlanden besitzen die Bun-
desrepublik, Österreich und die Schweiz weder eine Tradi-
tion als klassische Einwanderungsländer noch als bedeu-
tende Kolonialmächte. Sie kennen daher keine aus ihrer 
Geschichte bedingten und sich nach und nach in der Gesell-
schaft verfestigenden Integrationsverpflichtungen gegen-
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Thränhardt 1975; Wimmer 1986), resultierte jedoch immer 
aus vorwiegend ökonomischen Faktoren – d. h. einer vor-
handenen Arbeitskräfteknappheit – und galt daher als zeit-
lich befristete Angelegenheit. 
2.  Im Vergleich zu den klassischen Einwanderungsländern 
Kanada,   USA,   Australien   und  Neuseeland  setzt  den 
deutschsprachigen Ländern ihre geringere Größe gewisse 
Beschränkungen hinsichtlich der Aufnahme ausländischer 
Bürger. Dies gilt vor allem für die Kleinstaaten Schweiz 
und Österreich
22. 
3.  Die Bundesrepublik und Österreich hatten mit dem in 
der Folge des zweiten Weltkrieges ankommenden Flücht-
lingsstrom aus dem Osten einen gewaltigen – quasi „haus-
gemachten“ – Migrationsdruck zu verkraften und besaßen 
auch daher einen eingeschränkten Spielraum für eine libe-
rale Einwanderungspolitik. 
4.  In Österreich und in der Schweiz begünstigen bestimmte 
politisch-institutionelle Bedingungen eine restriktive Aus-
richtung  der  Ausländerpolitik:   In  Österreich  sorgt  die 
sozialpartnerschaftliche    Entscheidungsfindung   in   wirt-
schaftspolitisch wichtigen Fragen für ein außerordentlich 
starkes Mitspracherecht der Gewerkschaften im Bereich 
der Ausländerpolitik (Wimmer 1986). Da Gewerkschaften 
im allgemeinen nicht nur an der wirtschaftlichen Entwick-
lung insgesamt und damit an einem ausreichend großen 
Arbeitsangebot interessiert sind, sondern weil sie auch - 
und vor allem – das Interesse ihrer Mitglieder an sicheren 
Arbeitsplätzen und hohen Löhnen verfolgen, stehen sie 
einer Ausweitung des Arbeitsangebots durch die Beschäfti-
gung ausländischer Arbeitnehmer eher skeptisch gegen-
über (vgl. Leitner 1986, S. 202). Diese Skepsis bestimmte 
die Haltung des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
(ÖGB)  bereits  bei  der ersten  Entscheidung  über  die 
Beschäftigung  ausländischer  Arbeitnehmer  Anfang  der 
sechziger Jahre: Hier setzten sich die Vertreter des ÖGB 
mit Nachdruck für eine restriktive Handhabung des bereits 
bestehenden Genehmigungsverfahrens für den Einsatz aus-
ländischer  Arbeitskräfte  ein   (Bauboeck/Wimmer  1988; 
Mißlbeck 1984). In der Schweiz ermöglichen es die verfas-
sungsmäßig abgesicherten „Artikulationskanäle“ Volksin-
itiative und Volksentscheid (vgl. Nef 1988) den zahlreichen 
Gegnern einer liberalen Ausländerpolitik – dies sind vor 
allem die politisch-ideologisch rechts stehenden  „Über-
fremdungsgegner“ -,  bundesweite Kampagnen für eine 
restriktive Ausländerpolitik durchzuführen und dadurch 
die politisch entscheidenden Akteure unter Druck zu set-
zen. Seit Mitte der sechziger Jahre geschieht dies immer 
häufiger, und es besteht kein Zweifel, daß diese Kampa-
gnen in entscheidendem Ausmaß für die restriktive Aus-
richtung der schweizerischen Ausländerpolitik in den sieb-
ziger und achtziger Jahren mitverantwortlich sind (Castles 
1984, S. 71). 
4.4 Frauen 
Die Erwerbsquote der Frauen entwickelte sich in der Bun-
desrepublik Deutschland, Österreich und der Schweiz zwi-
schen 1973 und 1983 ebenfalls deutlich anders als in den 
anderen OECD-Ländern: Sie nahm weder um zweistellige 
Prozentpunkte zu – wie in den skandinavischen Ländern, 
Kanada und den USA -, noch stieg sie um 3 bis 9 Prozent- 
punkte – wie in den übrigen OECD-Ländern. Sie blieb 
vielmehr annähernd konstant bzw. ging – wie im Falle der 
Schweiz – sogar leicht zurück (Tabelle 5). Von Seiten der 
Frauen ging in den deutschsprachigen Ländern also ein im 
internationalen Vergleich auffälliger „Dämpfungseffekt“ 
auf die Angebotsseite des Arbeitsmarktes aus. 
 
Die Frage nach den Determinanten der auffällig konstan-
ten Erwerbsbeteiligung der Frauen in der Bundesrepublik, 
Österreich und der Schweiz ist nicht leicht zu beantworten. 
Die unterschiedlichen Niveaus und Entwicklungen der 
Erwerbsbeteiligung der Frauen in den westlichen Industrie-
ländern sind Gegenstand zahlreicher vergleichender Ana-
lysen (z. B. Bach/Brinkmann 1986; MC Mahon 1986; Nor-
ris 1987; Schettkat 1987a; Sorrentino 1983). Die neueste 
und wohl umfassendste Studie zu dieser Frage – die Ana-
lyse über die politischen und sozialen Hintergründe 
geschlechtsspezifischer Teilhabechancen am Arbeitsmarkt 
von Manfred G. Schmidt (im Erscheinen) – bietet jedoch 
einen guten Ansatzpunkt für einen empirischen Test. Sie 
kommt zu dem Ergebnis, daß die 
„schwach wachsende bzw. stagnierende Erwerbsquote der 
Frauen in der Bundesrepublik, Österreich und der Schweiz 
... i n  d e r  g e r i n g e n  Z a h l  von institutionell-kulturellen 
Schubkräften der Erwerbsbeteiligung von Frauen (wurzelt, 
d .  h . )  ... i n  d e r  K o m b i n a t i o n  von angebotsseitigen und 
nachfrageseitigen Faktoren und in der Wirkung von Staats-
tätigkeit in der Familienpolitik, der Steuerpolitik und der 
Sozialpolitik auf Arbeitsangebot und -nachfrage, und (daß) 
s i e  ... v e r a n k e r t  ( i s t )  i n  p o litischen Prozessen, in der 
Verteilung politischer Macht und in kulturell-religiösen 
Barrieren“ (S. 85 f.). 
Mit Hilfe von Korrelationsanalysen läßt sich zeigen, daß 
dies für den hier interessierenden Zeitraum zutrifft. Zwi-
schen 1973 und 1983 steht nicht nur eine ganze Reihe der 
von Schmidt herausgestellten Erklärungsfaktoren der 
Frauenerwerbstätigkeit in einem starken (r größer/gleich 
 
22 Der leichte Anstieg der Ausländerbeschäftigung in den Niederlanden und 
Belgien nach 1973 zeigt allerdings, daß die flächenmäßige Beschränkung 
von Staaten nicht notwendigerweise einen rigiden Umgang mit ausländi-
schen Arbeitnehmern erfordert. 
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änderung der Frauen-Erwerbsquote innerhalb der OECD 
(Tabelle 6), auch haben die meisten der Faktoren in der 
Bundesrepublik, Österreich und der Schweiz das erwartete 
Aussehen, d. h. einen die Erwerbstätigkeit von Frauen 
„bremsenden“ Charakter
23: So werden die Ökonomien der 
Bundesrepublik, Österreichs und der Schweiz in den siebzi-
ger Jahren vom männlich dominierten Industriesektor 
getragen und nicht vom traditionell viele Beschäftigungs-
möglichkeiten für Frauen bietenden Dienstleistungssektor. 
Das Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen – eine vor allem von 
Frauen nachgefragte Beschäftigungsform – ist relativ 
gering. Der öffentliche Sektor – der Sektor, der die Berei-
che Bildung und Gesundheit beinhaltet und damit in 
besonderem Maße von Frauen nachgefragte Arbeitsplätze 
enthält – ist – vor allem in der Schweiz und in der Bundes-
republik – unterentwickelt. Die Zahl der zur Verfügung 
stehenden Plätze zur Kinderbetreuung ist in allen drei 
Ländern auffallend niedrig und wächst relativ wenig. In der 
Bundesrepublik und der Schweiz „bestraft“ das System der 
Einkommensbesteuerung die doppelte Erwerbstätigkeit 
von Ehepaaren. Und schließlich erschweren bestimmte 
politische und kulturelle Gegebenheiten eine zunehmende 
Erwerbstätigkeit von Frauen: 
1.  die lange Regierungsbeteiligung von Mitte-Rechts-Par- 
teien vor 1973 – sie ist der Hintergrund der konservativen 
Ausrichtung der Familien-, Sozial- und Steuerpolitik; 
2.  die – vor allem in Österreich anzutreffende – Stärke 
des 
Katholizismus, sie steht für eine relativ weite Verbreitung 
der von der katholischen Kirche vertreten konservativen 
Einstellung zur Rollenverteilung innerhalb der Familie, 
und 
3.  die entsprechend geringe Verbreitung einer egalitären 
Einstellung zur Arbeitsaufteilung zwischen Männern und 
Frauen. 
Zusätzlich zu all diesen Faktoren spielten die sich ver-
schlechternden Arbeitsmarktbedingungen eine nicht zu 
unterschätzende Rolle für die auffällige Konstanz bzw. den 
fehlenden Anstieg der Frauen-Erwerbstätigkeit in der Bun-
desrepublik, Österreich und der Schweiz. Zwischen dem 
Wachstum der Beschäftigung und der Veränderung der 
Frauen-Erwerbsquote gibt es zwischen 1973 und 1983 näm-
lich ebenfalls einen starken Zusammenhang (r = .64): Die 
Länder mit dem geringsten Beschäftigungswachstum bzw. 
den größten Beschäftigungseinbrüchen (die deutschspra-
chigen Länder, Großbritannien und Belgien) gehören zu 
den Schlußlichtern hinsichtlich des Anstiegs der Frauen-
Erwerbsquote, die Länder mit dem größten Beschäfti-
gungswachstum (Kanada, USA und Norwegen) gehören zu 
den Spitzenreitern beim Anstieg der Frauen-Erwerbs-
quote. 
 
23 Die entsprechenden Daten und Belege finden sich in den bei Tabelle 6 
angegebenen Quellen. 
 
Quellen: Die Daten zur Erwerbsbeteiligung der Frauen stammen aus 
OECD 1969a. Die Daten zur Modernisierung und Berufsstruktur stammen 
aus Summers/Kravis/Heston 1980, OECD 1986, OECD 1989a, OECD 
1991a, OECD 1983, OECD 1987b, Bundesamt für Statistik 1985. Die Daten 
zu den angebotsseitigen Charakteristika, den demographischen Trends und 
den Entlohnungsdifferenzen stammen aus OECD 1988c, UNESCO: Stati-
stical Yearbooks, OECD 1989a. Die Daten zu den Effekten der Staatstätig-
keit auf das Angebot und die Nachfrage von Enwerbstätigkeit von Frauen 
stammen aus OECD 1986, OECD 1991a, Norris 1987, OECD 1990, OECD 
1988a. Die Daten zu den politisch-institutionellen und politisch-kulturellen 
Variablen stammen aus Archiv der Gegenwart (diverse Jahrgänge), Interna-
tional Centre of Parliamentary Documentation 1985, Barrett 1982 und 
Norris 1987. 
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Jugendliche, ältere Arbeitnehmer, Ausländer und Frauen 
können als Verursacher des auffälligen Rückgangs des 
Arbeitsangebots in der Bundesrepublik, Österreich und 
der Schweiz angesehen werden. In welchem Ausmaß ihr 
Rückzug vom Arbeitsmarkt bzw. ihre Enthaltsamkeit bzgl. 
der Beteiligung am Erwerbsleben das Ergebnis politischer 
Steuerung war, und welches die Erfolgsdeterminanten der 
politischen Regulierung des Arbeitsangebots waren, diese 
Fragen können nun, nachdem die Hintergründe der Ent-
wicklung der Erwerbsbeteiligung der vier Gruppen heraus-
gearbeitet wurden, beantwortet werden: Aktive politische 
Steuerung – das gilt es als erstes festzuhalten – spielte vor 
allem für die Entwicklung des Arbeitsangebots der älteren 
Arbeitnehmer und der Ausländer eine wichtige Rolle. 
Ohne die Schaffung bzw. Erweiterung attraktiver Frühver-
rentungsmöglichkeiten (in der Bundesrepublik und in 
Österreich) und ohne die Maßnahmen zur Begrenzung 
bzw. Einschränkung der Zuzugs- und Erwerbsmöglichkei-
ten von Ausländern hätte es in der Bundesrepublik, Öster-
reich und der Schweiz keinen Rückgang des Arbeitsange-
bots gegeben. Unterstützt wurde die aktive politische 
Steuerung jedoch durch „push-Effekte“ der sich ver-
schlechternden Arbeitsmarktbedingungen und mehr oder 
weniger unbeabsichtigte Nachwirkungen früherer Politik 
bzw. Nebenwirkungen anderer Politiken: Die expansive 
Bildungspolitik der sechziger Jahre und die auf der traditio-
nellen Rollenverteilung zwischen den Geschlechtern basie-
rende Familien-, Steuer- und Sozialpolitik waren zwar 
nicht arbeitsmarktpolitisch motiviert, d. h. zur quantitati-
ven Steuerung des Arbeitsangebots gedacht; durch die 
zunehmende Bildungsbeteiligung der Jugendlichen und die 
einzigartige Enthaltsamkeit der Frauen hinsichtlich der 
Erwerbsbeteiligung, für die sie verantwortlich waren, wirk-
ten sie jedoch am Rückgang des Arbeitsangebots in den 
deutschsprachigen Ländern mit. 
Die Erfolgsdeterminanten der politischen Regulierung des 
Arbeitsangebots waren verschiedener Natur: Zu ihnen 
gehörten nicht nur bestimmte politische und politisch-insti-
tutionelle Bedingungen wie die dem konservativen Wohl-
fahrtsstaatstypus der Bundesrepublik und Österreichs 
eigene relativ weitgehende Absicherung des einzelnen 
gegen Einkommensausfälle (die älteren Arbeitnehmern 
den Übertritt in die Pension erleichtert) oder die in der 
schweizerischen Verfasssung festgeschriebenen direktde-
mokratischen Beteiligungsmöglichkeiten der Bevölkerung 
an politischen Entscheidungen (die Gegnern einer libera-
len Ausländerbeschäftigungspolitik eine Einflußnahme auf 
die Politik ermöglichen). Zu ihnen gehörten auch 
bestimmte kulturelle Gegebenheiten, d. h. tiefsitzende 
Überzeugungen und Wertvorstellungen innerhalb der 
Gesellschaft, wie die Verbreitung einer konservativen Ein-
stellung zur Rollenverteilung in der Familie und die ver-
breitete Sicht ausländischer Arbeitnehmer als „Gastarbei-
ter“ (die die „Ausgliederung“ von Frauen und Ausländern 
 
24  Aus der Annahme einer gegebenen Arbeitsnachfrage ergibt sich, daß 
hier davon ausgegangen wird, daß all diejenigen, die bei einer Zunahme 
des Arbeitsangebots im Ausmaß des OECD-Durchschnitts zusätzlich auf 
den Arbeitsmarkt getreten wären, arbeitslos geworden und als solche 
registriert worden wären. 
25  Diese Annahmen bieten zweifellos eine Reihe von Ansatzpunkten zur 
Kritik. Es ist offen, wie die Arbeitslosenquote in der Bundesrepublik, 
Österreich und der Schweiz tatsächlich reagiert hätte, wenn das Arbeits-
angebot im Ausmaß des OECD-Durchschnitts gestiegen wäre; und es 
kann nicht gesagt werden, inwieweit die Annahme eines Anstiegs des 
Arbeitsangebots im Ausmaß des OECD-Durchschnitts für die deutsch-
sprachigen Länder realistisch ist. 
aus dem Arbeitsmarkt gegen Widerstände absichern). Und 
schließlich gehört die die Bundesrepublik, Österreich und 
die Schweiz Anfang der siebziger Jahre verbindende Exi-
stenz eines verhältnismäßig großen Reservoirs von „Alter-
nativrollen-Besitzern“ dazu, d. h. der außerordentlich 
hohe Anteil ausländischer Arbeitnehmer an den Erwerbs-
tätigen (vgl. Fußnote 18) und die – die Bundesrepublik und 
Österreich kennzeichnende – Tatsache einer starken 
„Überalterung“ des Erwerbspersonenpotentials, d. h. der 
relativ starke Anteil der 55- bis 64jährigen am Erwerbsper-
sonenpotential (vgl. United Nations: Demographic Year-
books). 
Insgesamt gesehen war es also eine Kombination aus akti-
ver politischer Steuerung, Nachwirkungen früherer Politik, 
wohlfahrtsstaatlichen Prinzipien, tiefsitzenden Überzeu-
gungen, Arbeitsmarktentwicklung und Demographie, die 
den auffälligen Rückgang des Arbeitsangebots in den 
deutschsprachigen Ländern herbeiführten. 
5 Konsequenzen der Arbeitsangebotsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland, Österreich und der Schweiz 
für das Niveau der registrierten Arbeitslosigkeit 
Die Frage nach dem Ausmaß, in dem der Rückgang des 
Arbeitsangebots in der Bundesrepublik, Österreich und 
der Schweiz den Arbeitsmarkt entlastet hat, ist nur schwer 
zu beantworten. Ohne genaue Informationen über die 
Reaktionselastizität der Arbeitslosenquote in bezug auf 
Variationen des Arbeitsangebots – und diese gibt es nicht -
kann man ihr nur näherkommen, wenn man 
(a)  Annahmen darüber trifft, inwieweit die Entwicklung 
des Arbeitsangebots in den deutschsprachigen Ländern 
etwas Besonderes war, und 
(b)  auf die ceteris-paribus-Bedingung eingeht, d. h. sonst 
gleiche Bedingungen unterstellt. 
Die folgenden Schätzungen basieren deshalb 
1.  auf der Annahme, daß die Entwicklung des Arbeitsan-
gebots der deutschsprachigen Länder in dem Ausmaß 
„besonders“ war, in dem sie sich von der durchschnittli-
chen Entwicklung in der OECD unterschied, 
und 




Es wird also gefragt: 
1.  Um wieviel wäre die Arbeitslosenquote in der Bundes-
republik, Österreich und der Schweiz 1983 höher gewesen, 
wenn die Erwerbsbeteiligung der Frauen nach 1973 nicht 
konstant geblieben bzw. zurückgegangen wäre, sondern 
so gestiegen wäre wie im Durchschnitt der OECD-Länder? 
2.  Um wieviel wäre die Arbeitslosenquote  1983 höher 
gewesen, wenn die Beschäftigung ausländischer Arbeitneh-
mer nach 1973 nicht in dem Ausmaß reduziert worden 
wäre, wie es geschah, sondern wenn sie sich so entwickelt 
hätte wie im Durchschnitt der OECD-Länder, die auslän-
dische Arbeitnehmer beschäftigen? 
3.  Um wieviel wäre die Arbeitslosenquote  1983 höher 
gewesen, wenn sich die Erwerbsbeteiligung der Jugendli-
chen nach 1973 nicht in dem Ausmaß vermindert hätte, wie 
es der Fall war, sondern nur um so viel wie im Durchschnitt 
der OECD-Länder? Und 
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gewesen, wenn die Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeit-
nehmer nach 1973 nicht in dem Maße abgenommen hätte, 
wie es geschah, sondern um so viel wie im Durchschnitt der 
OECD-Länder? 
Tabelle 7 faßt die Ergebnisse der entsprechenden Berech-
nungen zusammen. Sie zeigt, daß vor allem die konstante 
Erwerbsbeteiligung der Frauen den bundesdeutschen, 
österreichischen und schweizerischen Arbeitsmarkt entla-
stet hat. Wäre die Frauen-Erwerbsquote in der Bundesre-
publik, Österreich und der Schweiz im Ausmaß des OECD-
Durchschnitts gestiegen, hätte sich die Schere zwischen 
Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage so geöffnet, daß die 
Arbeitslosenquote 1983 in der Bundesrepublik 4,6 
Prozentpunkte über ihrem tatsächlichen Niveau gelegen 
hätte, in Österreich 4,5 Prozentpunkte und in der Schweiz 
5 Prozentpunkte
26. Der Abbau der Ausländerbeschäfti-
gung und der Rückgang der Erwerbsbeteiligung der 
Jugendlichen hatten klar niedrigere, aber ebenfalls deutli-
che Entlastungseffekte. Sie reduzierten die „potentielle“ 
Arbeitslosenquote in der Bundesrepublik, Österreich und 
der Schweiz um Werte zwischen 1,2 bis 2,9 Prozent-
punkte
27. Der Rückgang der Erwerbsbeteiligung der älte-
ren Arbeitnehmer schließlich entlastete den Arbeitsmarkt 
in den deutschsprachigen Ländern nicht mehr als in ande-
ren Ländern. Für die Bundesrepublik und Österreich erge-
ben sich entsprechend der Tatsache, daß die Erwerbsquote 
der älteren Arbeitnehmer fast im Ausmaß des OECD-
Durchschnitts abnahm, keine klaren Entlastungseffekte; 
für die Schweiz erhält man anstelle eines Entlastungseffek-
tes sogar einen Belastungseffekt: Hier wäre die Arbeitslo-
senquote 1983 0,8 Prozentpunkte niedriger gewesen, wenn 
die Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeitnehmer nicht nur 
um 2,4 Prozentpunkte abgenommen hätte, sondern um den 
OECD-Durchschnittswert von 11 Prozentpunkten. 
Festzuhalten bleibt damit, daß der auffällige Rückgang des 
Arbeitsangebots in der Bundesrepublik, Österreich und 
der Schweiz das Ausmaß der Ungleichgewichte auf dem 
Arbeitsmarkt deutlich vermindert hat. Auch wenn man 
keine Aussage darüber machen kann, in welchem Umfang 
die Entwicklung des Arbeitsangebots die Arbeitslosenstati-
stik insgesamt entlastet hat
28, kann kein Zweifel daran 
bestehen, daß die Arbeitslosenquote ohne den auffälligen 
Rückgang des Arbeitsangebots in allen drei Ländern deut-
lich höher gewesen wäre: Nach den hier angestellten 
Berechnungen hätte sie in der Bundesrepublik mindestens 
4,6 Prozentpunkte über den registrierten 8,2 Prozent (vgl. 
OECD 1989a) gelegen – denn um diese 4,6 Prozentpunkte 
verminderte ja allein die fehlende Zunahme der Frauen-
Erwerbstätigkeit die Arbeitslosenquote – und damit 12,8 
 
26  Die Werte resultieren aus folgender Rechnung: Bei einem Anstieg der 
Frauen-Erwerbsquote im Ausmaß des OECD-Durchschnitts wäre die 
Zahl der Erwerbspersonen 1983 in der Bundesrepublik um 1,5 Millionen 
und in Österreich und in der Schweiz um 165000 höher gewesen (vgl. 
OECD 1989a). Bei einer unveränderten Arbeitsnachfrage hätte sich die 
Zahl der Arbeitslosen im gleichen Umfang erhöht. Dies hätte zu einem 
Anstieg der Arbeitslosenquoten im genannten Umfang geführt. 
27  Zur Berechnung der Werte – wie auch der für die älteren Arbeitnehmer - 
vgl. Fußnote 26. 
28  Da die Entwicklung des Arbeitsangebotes hier anhand von drei Schnitten 
durch die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter analysiert wurde – einen 
nach dem Alter, einen nach dem Geschlecht und einen nach der Zugehö-
rigkeit bzw. Nicht-Zugehörigkeit zur inländischen Bevölkerung -, wur-
den mehrmals dieselben Personen betrachtet (ein 59jähriger Ausländer 
war beispielsweise sowohl Gegenstand der Analyse der Erwerbsbeteili-
gung der älteren Arbeitnehmer als auch der der Ausländerbeschäfti-
gung).  Die sich daraus ergebenden Mehrfachzählungen machen die 
Berechnung eines gesamten Entlastungseffekts der Arbeitsangebotsent-
wicklung unmöglich. 
 
Anmerkung: Im Falle der Schweiz mußten bei der Berechnung der Werte 
für die Jugendlichen und die älteren Arbeitnehmer aufgrund der Restriktio-
nen des Datenmaterials z. T. Daten für die Jahre 1970 und 1980 verwendet 
werden. Die Werte sind also in gewisser Weise verzerrt. 
Berechnet nach: Tabelle 3, 4, 5; OECD 1989a; United Nations; Demogra-
phic Yearbooks; Werner/König 1984; Eurostat 1979,1983,1988; Statistische 
Jahrbücher der Bundesrepublik, Österreichs und der Schweiz 
Prozent betragen. In Österreich hätte sie mindestens 4,5 
Prozentpunkte über den registrierten 3,8 Prozent (ebenda) 
gelegen und damit 8,3 Prozent betragen. Und in der 
Schweiz hätte sie mindestens 5 Prozentpunkte über den 
registrierten 0,9 Prozent (ebenda) gelegen und damit 5,9 
Prozent betragen. 
6 Schlußfolgerungen 
Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt werden in 
beträchtlichem Ausmaß von der Entwicklung des Arbeits-
angebots bestimmt und können durch die quantitative 
Steuerung des Arbeitsangebots reguliert werden. Dies ist 
das Hauptergebnis der vorliegenden Analyse. Was könnte 
nun dieses Ergebnis für die künftige Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik bedeuten, und was bedeutet es für 
die Arbeitsmarktforschung? Auf diese beiden Fragen soll 
abschließend eingegangen werden. 
Für die Arbeitsmarktforschung, das ist eindeutig, läßt sich 
aus dieser Analyse vor allem eines ableiten: die Notwen-
digkeit der stärkeren Integration der Angebotsseite des 
Arbeitsmarktes. Die die bisherige – vor allem die interna-
tional vergleichende – Forschung kennzeichnende Konzen-
tration auf die Arbeitsnachfrage verhindert ein umfassen-
des Verständnis von Vollbeschäftigung und Arbeitslosig-
keit. 
Für die künftige Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik -
d. h. die Frage, ob und inwieweit die quantitative Steue-
rung des Arbeitsangebots auch künftig ein anwendbares 
und nützliches Politik-Instrument sein könnte, läßt sich aus 
dieser Studie nichts Positives ableiten. Auch wenn die 
Analyse gezeigt hat, daß die Regulierung des Arbeitsange-
bots ein äußerst effektives Instrument zur Reduzierung von 
sichtbaren Arbeitsmarktungleichgewichten sein kann – und 
die Entwicklungen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 
nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten bestä-
tigen dies (vgl. z. B. DIW 1991; Maier, 1991) -, gibt es 
mindestens drei Dinge, die mittel- und langfristig gegen 
den Einsatz dieses Instrumentes sprechen: Erstens trägt die 
„Strategie der Ausgliederung der einen zum Zweck des 
Beschäftigungserhalts für die anderen“ zur „dauerhaften 
Ausgrenzung bestimmter Personengruppen (aus dem 
Erwerbsleben) und damit zur Bildung einer Zweidrittel-
oder Dreiviertelgesellschaft bei“ (Schmid 1990c, S. 11). 
Zweitens führt sie zum Brachliegen bzw. zum Verlust von 
Produktionspotentialen (ebenda). Und drittens gerät sie 
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Widerstandskräfte derer, die Opfer von Ausgliederungs-
strategien sind, zu (vgl. z. B. Cornetz 1986), zum anderen 
ist die finanzielle Belastung derer, die für die Transferlei-
stungen für Nicht-Beschäftigte aufkommen müssen – also 
der Beschäftigten – nicht unbegrenzt erhöhbar (vgl. Ber-
ger/Offe 1984). Langfristig ist die Politik der Steuerung des 
Arbeitsangebots also – zumindest in der hier beschriebenen 
Richtung – weder sinnvoll noch finanzierbar. 
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